
 
 
 Ltd. KVD Ganseuer verwies auf die Tischvorlage und die hierin enthaltenen Konditionen, die 

heute um 15.30 Uhr abgefragt worden seien. Nach den Vorgaben des Verbandes der 
kommunalen Aktionäre sei es notwendig, 120 % des heutigenTageskurses als Basispreis für 
ein solches Optionsgeschäft zu erzielen. Der Basispreis sei der Preis, zu dem das 
Optionsgeschäft nach Ablauf von 1 Jahr realisiert werden könne. Ausgehend von den 
aktuellen Konditionen würde der Rhein-Sieg-Kreis bei einer Einbringung von 150.000 Aktien 
eine Optionsprämie von 1,86 Euro/Aktie erzielen und damit insgesamt einen Zusatzertrag 
i.H.v. rd. 300.000 Euro, ungeachtet der noch zu erzielenden und zu vereinnahmenden 
Dividende, erreichen. Der Finanzausschuss habe sich am 24.03.2006 ausführlich mit der 
Thematik befasst und dem Beschlussvorschlag einstimmig, Enth. SPD, zugestimmt. Darüber 
hinaus liege die Zustimmung der Gesellschafterversammlung der RSVG zu dem 
Optionsgeschäft vor.  
 
Der Kreistag fasste sodann nachstehenden Beschluss: 

 
B.-Nr. 
201/06 

Dem Abschluss eines Optionsgeschäftes der Rhein-Sieg-Verkehrsgesellschaft 
mbH -RSVG- mit der Kreissparkasse Köln, West LB oder Deutsche Bank wird 
unter der Voraussetzung einer Laufzeit von einem Jahr, einem Basispreis von 
mindestens 120 % des aktuellen Kurses sowie möglichst unter Vermeidung einer 
Gewerbesteuerpflicht (d.h. bis zu 200.000 Stück Aktien) zugestimmt. Die Höhe 
der Optionsprämie wurde rechtzeitig vor der Beschlussfassung im Kreistag 
bekannt gegeben. 
 
Der stimmberechtigte Vertreter in der Gesellschafterversammlung der RSVG 
wird angewiesen, dem Optionsgeschäft unter den vorgenannten Konditionen 
zuzustimmen. 
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MB ./. Abg. Dr. Fleck, Griesert und Meise 
 
 
 
 
Ltd. KVD Ganseuer informierte die Mitglieder des Kreistages über das Ergebnis des soeben 
abgeschlossenen Optionsgeschäftes: Es seien 158.000 Aktien zu einem Basispreis von 
83,64 Euro/Aktie und einer Optionsprämie von 1,86 Euro/Stück eingebracht worden. Der 
RSVG würden daher Mehreinnahmen i.H.v. mindestens rd. 294.000 Euro zufließen.  

 
 


